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Antrag der Fraktion der CDU 
 
 
Bremen braucht einen Masterplan Dienstleistungen 
 
Der Trend zur Tertiarisierung, d.h. der Verschiebung der wirtschaftlichen Aktivitäten vom 
produktiven Sektor hin zum Dienstleistungsbereich, im Rahmen des Strukturwandels ist 
seit vielen Jahren ungebrochen. Inzwischen liegt der Anteil des Dienstleistungssektors an 
der gesamten Wirtschaftsleistung im Land Bremen bei vier Fünfteln – mit steigender Ten-
denz. Dort entstehen auch die meisten neuen Arbeitsplätze. So stieg der Anteil des 
Dienstleistungssektors am Arbeitsvolumen (Summe aller erbrachten Arbeitsstunden) im 
Land Bremen alleine zwischen 2000 und 2017 von 73,7 Prozent auf 79,0 Prozent. Das 
Wachstum fand in erster Linie bei den Finanz-, Versicherungs- und Unternehmensdienst-
leistungen sowie den öffentlichen und sonstigen Dienstleistungen (Erziehung, Gesundheit 
und private Haushalte) statt. Die meisten sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in-
nerhalb des Dienstleistungsbereichs arbeiten im Gesundheits- und Sozialwesen (13,8 
Prozent aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Land Bremen), im Handelsge-
werbe (12,5 Prozent) sowie im Bereich Verkehr und Lagerei (10,9 Prozent). Weitestge-
hend unbemerkt von der öffentlichen Wahrnehmung hat es in vielen dieser Bereiche in 
den vergangenen Jahrzehnten bereits umfassende Digitalisierungsschübe gegeben – 
lange bevor „Industrie 4.0“ in aller Munde war. Gerade für kleine und mittlere Unterneh-
men sehen Experten hier noch viele weitere Wachstumspotentiale, beispielsweise durch 
integrierte Lösungsverfahren oder „smarte Produkte“. 
 
In der wirtschaftspolitischen Programmatik und Schwerpunktsetzung spiegelt sich die Be-
deutung des Dienstleistungssektors allerdings nicht hinreichend wider; diese ist deutlich 
auf die Industrie ausgerichtet. So verfügt das Land Bremen über einen Masterplan Indust-
rie sowie vier Innovationscluster (Luft- und Raumfahrt, Windenergie, Maritime Wirt-
schaft/Logistik sowie Automotive Nord), die stark industriell geprägt sind und in denen 
technische, vorwiegend männlich geprägte Berufsbilder dominieren. Auch sind viele In-
strumente der bremischen Wirtschaftsförderung auf das produzierende Gewerbe zuge-
schnitten. Es ist daher an der Zeit, den Entwicklungen im Dienstleistungssektor politisch 
eine größere Aufmerksamkeit zu widmen sowie wirtschafts-, arbeitsmarkt- und innovati-
onspolitisch stärker strategisch und programmatisch zu flankieren. Voraussetzung dafür 
ist eine umfassende Bestandsaufnahme der Ist-Situation (Stärken, Schwächen) und der 
Zukunftsaussichten (Chancen, Risiken) im bremischen Dienstleistungssektor unter Be-
rücksichtigung regionaler, nationaler und globaler Einflussfaktoren sowie – darauf aufbau-
end – die Entwicklung einer Handlungsstrategie mit klaren Zielsetzungen, konkreten Mei-
lensteinen und Maßnahmen. Dieses sollte im Rahmen eines „Masterplans Dienstleistun-
gen“ geschehen. 
 
Dabei gilt es zu beachten, dass der Dienstleistungsbereich äußerst vielschichtig und he-
terogen ist und sich die Probleme und Bedürfnisse in den einzelnen Wirtschaftszweigen 



stark voneinander unterscheiden. Als Beispiel seien die guten Arbeitsbedingungen im Be-
reich der Finanz-, Versicherungs- und Unternehmensdienstleistungen sowie im hochqua-
lifizierten Technikbereich auf der einen Seite und die teilweise problematischen Arbeits-
bedingungen im Bereich personennaher Dienstleistungen wie dem Hotel- und Gaststät-
tengewerbe, der Pflege, dem Reinigungsgewerbe sowie in Teilen der Logistik und des 
Einzelhandels genannt. So wichtig es ist, die Entwicklungen in allen Branchen zu be-
obachten und ggf. politisch gegenzusteuern – wie beispielsweise mit der Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung des Entgelttarifvertrages im Hotel- und Gaststättengewerbe im 
Land Bremen geschehen – so richtig ist es, im Hinblick auf die Gestaltung des Struktur-
wandels längerfristige strategische Schwerpunkte zu setzen. 
 
Dafür prädestiniert sind insbesondere die sogenannten „wissensintensiven Dienstleistun-
gen“ – also Ingenieurbüros, Anwaltskanzleien, Arztpraxen und Krankenhäuser, Werbe-
agenturen, Forschungslabore oder IT-Beratungen, denn diese sind Wachstumstreiber auf 
dem Arbeitsmarkt, befördern Innovationen und treiben den Strukturwandel voran. Ihre 
wichtigste Ressource ist das Wissen der Beschäftigten. Deswegen bieten sie verhältnis-
mäßig wenig Rationalisierungspotenzial. In den wissensintensiven Dienstleistungen wird 
überwiegend gut entlohnt, es gibt überdurchschnittlich viele Vollzeitarbeitsverhältnisse; 
der Frauenanteil und das Qualifikationsniveau liegen höher als in anderen Branchen. 
 
Insbesondere die großen Städte profitieren vom Wachstum der wissensintensiven Dienst-
leistungen. Zwischen 2007 und 2017 stiegen die Beschäftigtenzahlen in den entsprechen-
den Wirtschaftszweigen im Land Bremen um rund 28 Prozent – dies entspricht über 
15.000 zusätzlichen Beschäftigungsverhältnissen – und damit deutlich stärker als im 
Branchendurchschnitt (+ 16 Prozent). Allerdings findet das Wachstum von einem niedri-
gen Niveau aus statt und verläuft zwischen Bremen und Bremerhaven nicht gleichgewich-
tig: Der Anteil wissensintensiver Dienstleister an allen Beschäftigten lag 2017 in der Stadt 
Bremen mit 22 Prozent deutlich unter dem Durchschnittswert der 14 Vergleichsstädte 
ähnlicher Größe von 31 Prozent; ähnliches gilt für Bremerhaven (18 Prozent im Vergleich 
zum Durchschnittswert von 23 Prozent der 15 Vergleichsstädte). Die wissensintensiven 
Dienstleistungen wachsen in anderen Städten, wie Berlin, München, Leipzig und Olden-
burg, zudem deutlich dynamischer als in Bremen und Bremerhaven – obwohl das Land 
Bremen mit einer international anerkannten Universität und der höchsten Dichte an Groß-
forschungseinrichtungen eigentlich über gute Voraussetzungen verfügt. Hier fehlt es of-
fenkundig an einer vergleichbaren Sogkraft auf Menschen aus der Kreativwirtschaft, der 
IT oder der Unternehmensberatung. Der eigentlich notwendige Aufholprozess bleibt somit 
aus. Es muss Ziel eines Masterplans Dienstleistungen sein, dies zu ändern. 
 
Trotz der unterschiedlichen Bedürfnisse in den einzelnen Branchen lassen sich Faktoren 
ermitteln, die für das Gros der wissensintensiven Dienstleistungen relevant sind: Hierzu 
zählen insbesondere ein gutes Bildungssystem zur Sicherstellung des Fachkräftenach-
wuchses, die Förderung des Wissenstransfers zwischen Hochschulen und Wirtschaft, die 
Verbesserung von Image und Urbanität des Zwei-Städte-Staates insbesondere bei jun-
gen Menschen, die Förderung von Unternehmensgründungen und Start-ups sowie die 
Beschleunigung von Digitalisierungsprozessen. Vor allem diese Querschnittsthemen 
muss ein Masterplan Dienstleistungen adressieren. 
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 
 



1. Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, einen Masterplan 
Dienstleistungen zu erarbeiten, der eine Bestandsaufnahme sowie eine Handlungs-
strategie zur Förderung des Dienstleistungssektors im Land Bremen mit klaren Ziel-
setzungen, konkreten Meilensteinen, Zuständigkeiten, Maßnahmen sowie deren Fi-
nanzierung und kontinuierlichem Monitoring beinhaltet. 

 
2. Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, in diesem Masterplan 

einen Schwerpunkt auf die Entwicklung der wissensintensiven Dienstleistungen im 
Land Bremen zu legen. Dabei sollen insbesondere folgende Themen bearbeitet wer-
den: 
a. Qualitätsverbesserungen im Bildungssystem; 
b. Wiedererlangung des Exzellenzstatus der Universität Bremen; 
c. Ausbau der Studienkapazitäten an den Hochschulen im Lande Bremen mit beson-

derem Schwerpunkt auf der Hochschule Bremerhaven und den Bereichen mari-
time Technologien, Logistik, Lebensmitteltechnologie und Tourismusmanagement; 

d. Einführung eines Schwerpunkts Gesundheitswirtschaft in der Wirtschaftsförde-
rung; Stärkung dieses Schwerpunkts im Rahmen des Landeswissenschaftsplans 
sowie Weiterentwicklung des Netzwerks Gesundheitswirtschaft Nordwest e.V. und 
des i³-Life Sciences Clusters Nordwest zu einem echten Cluster; 

e. bessere Vernetzung zwischen Hochschulen und Forschungseinrichtungen, insbe-
sondere in den fünf Landeswissenschaftsschwerpunkten, mit regionalen (Dienst-
leistungs-)Unternehmen; 

f. Stärkung des Hochschulnetzwerkes „BRIDGE“, um die Zahl der Existenzgründung 
aus Hochschulen nachhaltig zu erhöhen; 

g. Sicherstellung eines passenden Gewerbeflächenangebots für Dienstleistungsun-
ternehmen, u.a. durch Ausweisung und Entwicklung von gemischt genutzten urba-
nen Quartieren; 

h. Weiterentwicklung der bremischen Wirtschaftsförderungsinstrumente mit dem Fo-
kus auf Förderung von Unternehmensgründungen, Investitionen, Innovationen und 
digitalen Geschäftsmodellen in Dienstleistungsunternehmen („Dienstleistungen 
4.0“); 

i. konsequenter Ausbau der E-Governments und von „Smart City“-Anwendungen; 
j. Förderung der lokalen Kultur- und Kreativszene; 
k. Verbesserung von Image und Urbanität durch ein positiv aufgeladenes, sichtbares 

und einheitliches Stadt- und Standortmarketing. 
 
3. Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, ihr den Masterplan 

Dienstleistungen innerhalb eines halben Jahres nach Beschlussfassung zur weiteren 
Beratung vorzulegen. 

 
 

Jörg Kastendiek, Susanne Grobien, Silvia Neumeyer, 
Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU 


